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Integrationskonzept für Rödermark 

Beratungsfolge: 

Datum Gremium 

03.11.2008 Magistrat 
04.11.2008 Ausländerbeirat 
17.11.2008 Ausschuss für Familie, Soziales und Kultur 
20.11.2008 Haupt- und Finanzausschuss 
02.12.2008 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 
26.01.2009 Ausschuss für Familie, Soziales und Kultur 
29.01.2009 Haupt- und Finanzausschuss 
10.02.2009 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 

 

Sachverhalt:  
 

 

Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 21. März 2007 wurde der Magistrat 

beauftragt, ein Integrationskonzept für die Stadt Rödermark zu erarbeiten und vorzulegen. 

Die ersten Beschlüsse zur Förderung der Integration erfolgten schon im Zusammenhang mit 

dem Agenada-21-Prozess im Jahre 2001. Alle Beschlüsse der kommunalen Gremien sollten 

nach der damaligen Beschlusslage so ausgerichtet sein, dass sie den Zielen des Agenda-

Prozesses entsprechen. 

 

Auf Bundesebene haben sich im vergangenen Jahr Politik, Institutionen und 

Nichtregierungsorganisationen erstmals darauf verständigt, das Politikfeld der Migration 

und Integration im Nationalen Integrationsplan abzustimmen und gemeinsam zu 

verantworten. Stellvertretend für die Kommunen hat die Bundesvereinigung kommunaler 

Spitzenverbände Selbstverpflichtungen formuliert, die für Kommunen Handlungsaufträge 

für die Integrationsarbeit enthalten. 

 

Das die Vorgaben des Agenda-21- Prozesses und des Nationalen Integrationsplanes 

berücksichtigende „Integrationskonzept für Rödermark“ wurde von der  „Arbeitsgruppe 

Integration“ erstellt, die aus Mitgliedern des Ausländerbeirats, der Stadtverwaltung, des 

Integrationsbüro des Kreises Offenbach und Vereinen besteht. 

 

In einer Großen Arbeitssitzung stellte die Arbeitsgruppe am 21. Oktober 2008 einem 

ausgewählten Kreis die bisher gewonnenen Erkenntnisse und die daraus entwickelten 

Kernthesen vor. Eingeladen wurden zu dieser Veranstaltung neben den Interviewpartnern 

alle Magistratsmitglieder, alle Stadtverordneten, der Ausländerbeirat, der Seniorenbeirat, 

die Leiter der Rödermärker Schulen und Kitas, die Kirchen sowie Vertreter aller Vereine 

Auf der Sitzung wurden die Kernthesen validiert und ergänzt. Die Anregungen der über 50 

Teilnehmer fanden Eingang in das Konzept. Mit der Veranstaltung war das Ziel verbunden, 

vor der Beratungs- und Entscheidungsphase im Magistrat, den Ausschüssen und der 

Stadtverordnetenversammlung das Fundament für ein ausgewogenes Konzept möglichst 

tragfähig zu gestalten. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt das „Integrationskonzept für 
Rödermark“ gemäß dem vorgelegten Entwurf. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Zustimmung: 
Ablehnung: 
Enthaltung: 
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Änderungsantrag  
ZU  TAGESORDNUNGSPUNKT  NR:  9.2 

 

 

 
 
Datum: 
 
Antragstellerin: 
 

 

Verfasser/in: 

 
 
9.02.2009 
 
Interfraktioneller Antrag der 
SPD, CDU, AL/Die Grünen, 
FDP-Fraktion 
 

Armin Lauer, Stefan Gerl 

Michael Gensert, Hans Gensert 

Interfraktioneller Antrag: Wir sind alle Rödermärker 
Verständigung fördern – Kulturelle Identitäten bewahren 

Beratungsfolge: 
Datum Gremium 

29.01.2009 Haupt- und Finanzausschuss 
10.02.2009 Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark 

 
Entschließung  

 
1. Als erste neue Maßnahme sollen die Vermittlung von deutschen Sprachfertigkeiten in 

den Bereichen   
 

• Kindertagesstätten 
• städtische Jugendarbeit 
• Schulsozialarbeit 
• Frauenförderung und 
• Seniorenhilfe für Migranten  
 
zur Förderung und Verbesserung von Sprachfertigkeiten eingeleitet werden. 
 

2. Der Magistrat wird aufgefordert, zur Umsetzung des Integrationskonzeptes der Stadt 
Rödermark alle Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten der Europäischen 
Union, der Bundesrepublik Deutschland, des Landes Hessen und des Kreises 
Offenbach umfassend zu ermitteln und zur Refinanzierung von Maßnahmen zu 
nutzen. 
 

3. Zur weiteren Umsetzung des Integrationskonzeptes erwarten wir von Seiten des 
Magistrats zeitnah Vorschläge wie das Integrationskonzept personell und ohne 
Ausweitung des Stellenplans umgesetzt werden kann. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Rödermark bedankt sich abschließend bei der 
Arbeitsgruppe für das enorme Engagement zur Erstellung dieses Integrationskonzeptes. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Zustimmung: 
Ablehnung: 
Enthaltung: 



 
 
In der Fachabteilung Zentrale Dienste, Recht                         
der Stadt Rödermark ist zum nächstmöglichen  
Zeitpunkt die zunächst auf zwei Jahre befristete Stelle 
 
einer Sachbeabeiterin/ 
eines Sachbearbeiters 
 
 
als Integrationsbeauftragte/r der Stadt Rödermark zu besetzen. 
 
 
Aufgabenbereiche sind: 
 

• Entwicklung und Durchführung von Projekten zur Förderung der Integration 
einschließlich der Akquise von Fördermitteln 

• Weiterführung des Integrationskonzeptes der Stadt Rödermark „Wir sind alle 
Rödermärker“  und Erstellung des jährlichen Evaluationsberichtes 

• Beratungsarbeit für Migranten 
• Beratung und Förderung von Vereinen 
• Durchführung von Veranstaltungen 

 
Voraussetzungen für die Einstellung sind 
 

• Fachhochschul- oder Hochschulabschluss 
• Berufserfahrung im Bereich der Migrationsarbeit 
• Fundierte Kenntnisse in den gängigen MS-Office-Produkten 
• Kreativität, Selbständigkeit, Zuverlässigkeit, ein hohes Maß an Engagement und 

Teamfähigkeit 
• die Bereitschaft zur Wahrnehmung von Abendterminen 

 
Die Vergütung erfolgt bei entsprechender Eignung Eg 10 TVöD. Die regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit beträgt bis zu 19,5 Stunden wöchentlich. 
 
Interessierte richten ihre aussagekräftige Bewerbung mit den üblichen Unterlagen bis 
zum 29. Juli 2011  an den 
 
 
Magistrat der Stadt Rödermark 
- Personalabteilung – 
Dieburger Straße 13 – 17 
63322 Rödermark 



geändert 1. August 2012 

Büro des Bürgermeisters 
Leitung: Th. Mörsdorf 

Dezernat I 
Bürgermeister R. Kern 

Pressestelle 
 
 

H. Friedrich 

Persönlicher Referent 
 
 

Th. Mörsdorf 

Vorzimmer 
Y. Böffinger 

B. Buthe (50 v.H.) 

Integration und 
Internationale 

Partnerschaften 
 

F. Hayek Ouassini 

Organigramm des Büros des Bürgermeisters 









„Vielfalt in Hessen leben und gestalten“ 

18.11.2011 - Pressemitteilung 
Integrationsminister Jörg-Uwe Hahn ruft auf zu 
Fairness und Wertschätzung in den Unternehmen 

Anlässlich der Unterzeichnung der Charta der Vielfalt 
durch weitere acht Unternehmen und Institutionen sagte der stellvertretende Ministerpräsident und 
Integrationsminister Jörg-Uwe Hahn in seiner Laudatio im Frankfurter Öko-Haus: „Die heute hier anwesenden 
Organisationen bekennen sich durch den Beitritt zur Charta der Vielfalt zu dem Ziel, eine Unternehmenskultur 
anzustreben, die von Fairness und Wertschätzung geprägt ist. Ein von Vorurteilen und Ausgrenzung freies 
Arbeitsumfeld soll geschaffen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - unabhängig von Geschlecht, 
Nationalität, ethnischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexueller Orientierung und 
Identität –Anerkennung entgegengebracht werden.“  

„Vielfalt ist ein Erfolgsfaktor“, so Integrationsminister Jörg-Uwe Hahn: „Erst Vielfalt ermöglicht differenzierte 
Betrachtungen, ausgewogene Problemlösungen, aber auch Kreativität und Innovation. Insofern liegen in einem 
gezielten Diversity Management, für das ein Beitritt zur „Charta der Vielfalt“ Ausdruck sein kann, große 
Potentiale.“  

„Das Land Hessen ist im Februar dieses Jahres der „Charta der Vielfalt“ beigetreten und hat damit sein Bekenntnis 
zu mehr Vielfalt abgegeben! Uns war dieser Schritt wichtig, auch wenn die hessische Landesregierung bereits 
2009 ihre Integrationspolitik unter den Leitspruch „Vielfalt in Hessen leben und gestalten“ gestellt hat. Damit hat 
sie zwar zweifelsohne die vorhandene gesellschaftliche Vielfalt in Hessen (insbesondere im Hinblick auf 
Nationalitäten und ethnische und kulturelle Hintergründe) als gegeben anerkannt. Vielfalt erstreckt sich jedoch 
nicht nur auf unterschiedliche Nationalitäten oder „Migrationshintergründe“. Vielfalt existiert auch im Hinblick 
auf Geschlecht, Alter, Religion, Bildung, Beruf, soziale Stellung, Interessen und viele andere Dimensionen und 
Eigenschaften“ sagte Integrationsminister Hahn: „Zudem möchten wir die vorhandene Vielfalt nicht nur 
anerkennen, sondern auch aktiv wertschätzen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Anerkennung für Ihre 
Arbeit, aber auch als Mensch entgegenbringen.“  

„Um die Ziele der Charta zu erreichen und ihre Selbstverpflichtungen umzusetzen, haben wir begonnen, unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einem ersten Schritt gezielt über Vielfalt zu informieren und sie für die 
unterschiedlichen Dimensionen der Charta zu sensibilisieren, insbesondere durch Fortbildungen und 
Informationsveranstaltungen und einen erstmals durchgeführten Aktionstag“, berichtete der stellvertretende 
Ministerpräsident Jörg-Uwe Hahn: „Darüber hinaus haben wir unseren Schwerpunkt auf die interkulturelle 
Öffnung der Verwaltung gelegt. Die Landesregierung hat sich zuletzt mit Kabinettsbeschluss vom 17. Juni dazu 
verpflichtet, die Interkulturelle Öffnung ressortübergreifend voranzutreiben. Eine eigens zu diesem Zweck 
eingesetzte Arbeitsgruppe erarbeitet Vorschläge zu ihrer Umsetzung.“  

Zu Ihrem Charta-Beitritt konnte der hessische Minister der Justiz, für Integration und Europa, Jörg-Uwe Hahn, 
begrüßen:  
• Abbott GmbH & Co. KG (Michele Manto, Director Commercial Operations Immunology)  
• ansicht kommunikationsagentur (Haike Boller, Inhaberin)  
• CMGRP Deutschland GmbH Weber Shandwick (Herr Dr. Rothärmel, Managing Director)  
• DZ Bank AG (Olaf Siebeck, Abteilungsleiter Personal Grundsatz)  
• Rödermark (Fatma Hayek Ouassini, Integrationsbeauftragte)  
• R+V Versicherung AG (Magdalene Rusvay, Abteilungsleiterin Personalmanagement)  
• SMA Solar Technology AG (Jürgen Dolle, Personalvorstand)  
• World University Service Deutsches Komitee e.V. (Frau Christina Ayazi, Stellvertretende Vorsitzende des 

WUS, Herr Helmut Becker, Schatzmeister des WUS, Herr Wolfgang Nies und Dr. Bettina Schmidt, Mitglieder 
des WUS)  

Pressestelle: Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 
Pressesprecher: Dr. Hans Liedel, Telefon: (0611) 32 2695, Fax: (0611) 32 2691 
E-Mail: pressestelle@hmdj.hessen.de 
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